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#ST# Bimdesbeschluss
betreffend

das Volksbegehren für eine wirkliche Volkspension

und
die Änderung der Bundesverfassung auf dem Gebiete der

Alters-, Hinterlassend»- und Invalidenvorsorge

(Vom 30. Juni 1972)

Die Bundesversammlung
der Schweizerischen Eidgenossenschaft,

gestützt auf die Artikel 85 Ziffer 14, 118 und 121 der Bundesverfassung
sowie

auf Artikel 27 des Geschäftsverkehrsgesetzes vom 23. März 1962V;
nach Prüfung des am 2. Dezember 1969 eingereichten Volksbegehrens

für eine wirkliche Volkspension ;
nach Einsicht in die Botschaft und den Bericht des Bundesrates vorn

10. November 1971=),
beschliesst:

Art. l

Das Volksbegehren für eine wirkliche Volkspension vom 2. Dezember
1969 wird Volk und Ständen zur Abstimmung unterbreitet.

Es lautet wie folgt :
Artikel 5^iuater der Bundesverfassung wird durch die folgende Fassung ersetzt:
Der Bund richtet auf dem Wege der Gesetzgebung die Alters- und Hinterlasse-

nenversicherung und die Invalidenversicherung ein. Diese Versicherungen sind allge-
mein und obligatorisch.

Die ausbezahlten Renten entsprechen mindestens 60 Prozent des mittleren Jah-
reseinkommens der fünf günstigsten Jahre, dürfen aber monatlich nicht weniger als
500 Franken für Einzelpersonen und 800 Franken für Ehepaare und nicht mehr als
das Doppelte dieser Summen betragen. Diese Beträge wie alle Renten werden ab
1. Januar 1970 periodisch der Erhöhung der Lebcnskosten und des Bruttosozialpro-
duktes angepasst.
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Die Beiträge des Bundes und der Kantone betragen nicht weniger als ein Drittel
der für die Versicherung notwendigen Totalausgaben. Die natürlichen und juristi-
schen Personen, die sich in einer wirtschaftlich bevorzugten Stellung befinden, werden
zu finanziellen Leistungen herangezogen.

Das Gesetz regelt den Einbau der bestehenden Versicherungs-, Pensions- und
Fürsorgekassen in das eidgenössische Versicherungssystem, wobei die durch die Versi-
cherten erworbenen Rechte garantiert werden.

Art. 2

Gleichzeitig wird der Gegenentwurf der Bundesversammlung Volk und
Ständen zur Abstimmung unterbreitet. Er lautet wie folgt :

Artikel 34tlvaiel der Bundesverfassung wird wie folgt neu gefasst:
1 Der Bund trifft Massnahmen für eine ausreichende Alters-, Hinterlassenen- und

Invalidenvorsorge. Diese beruht auf einer eidgenössischen Versicherung, der beruf-
lichen Vorsorge und der Selbstvorsorge.

* Der Bund richtet auf dem Wege der Gesetzgebung eine für die ganze Bevölkerung
obligatorische Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung ein. Diese gewährt
Geld- und Sachleistungen. Die Renten sollen den Existenzbedarf angemessen decken.
Die Höchstrente darf das Doppelte der Mindestrente nicht übersteigen. Die Renten sind
mindestens der Preisentwicklung anzupassen. Die Durchführung der Versicherung er-
folgt unter Mitwirkung der Kantone ; es können Berufsverbände und andere private oder
öffentliche Organisationen beigezogen werden. Die Versicherung wird finanziert :

a. durch die Beiträge der Versicherten; sind die Versicherten Arbeitnehmer, so tra-
gen ihre Arbeitgeber die Hälfte der Beiträge;

b. durch einen Beitrag des Bundes von höchstens der Hälfte der Ausgaben, der vorab
aus den Reineinnahmen aus der Tabaksteuer und den Tabakzöllen sowie der
fiskalischen Belastung gebrannter Wasser gemäss Artikel 32MS Absatz 9 zu decken
ist;

c. wenn das Ausführungsgesetz dies vorsieht, durch einen Beitrag der Kantone, der
den Beitrag des Bundes entsprechend vermindert.
a Der Bund trifft im Rahmen der beruflichen Vorsorge auf dem Wege der Gesetz-

gebung folgende Massnahmen, um den Betagten, Hinterlassenen und Invaliden zu-
sammen mit den Leistungen der eidgenössischen Versicherung die Fortsetzung der ge-
wohnten Lebenshaltung in angemessener Weise zu ermöglichen :

a. Er verpflichtet die Arbeitgeber, ihre Arbeitnehmer bei einer Vorsorgeeinrichtung
der Betriebe, Verwaltungen und Verbände oder einer ähnlichen Einrichtung zu
versichern und mindestens die Hälfte der Beiträge der Arbeitnehmer zu überneh-
men.

b. Er umschreibt die Mindestanforderungen, denen diese Vorsorgeeinrichtungen ge-
nügen müssen; für die Lösung besonderer Aufgaben können gesamtschweizerische
Massnahmen vorgesehen werden.

c. Er sorgt dafür, dass jeder Arbeitgeber die Möglichkeit erhält, seine Arbeitnehmer
bei einer Vorsorgeeinrichtung zu versichern; er kann eine eidgenössische Kasse
errichten.

d. Er sorgt dafür, dass Selbständigerwerbende freiwillig und zu gleichwertigen Be-
dingungen wie die Arbeitnehmer sich bei einer Vorsorgeeinrichtung versichern
können. Die Versicherung kann für bestimmte Gruppen von Selbständigerwer-
benden allgemein oder für einzelne Risiken obligatorisch erklärt werden.
* Der Bund sorgt dafür, dass sich sowohl die eidgenössische Versicherung als

auch die berufliche Vorsorge aufweite Sicht ihrem Zweck gemäss entwickeln können.
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6 Die Kantone können verpflichtet werden, Einrichtungen der eidgenössischen
Versicherung und der beruflichen Vorsorge von der Steuerpflicht zu befreien sowie in
bezug auf Beiträge und anwartschaftliche Ansprüche den Versicherten und ihren
Arbeitgebern Steuererleichterungen zu gewähren.

* Der Bund fördert in Zusammenarbeit mit den Kantonen die Selbstvorsorge,
insbesondere durch Massnahmen der Fiskal- und Eigentumspolitik.

7 Der Bund fördert die Eingliederung Invalider und unterstützt Bestrebungen zu-
gunsten Betagter, Hinterlassener und Invalider. Für diesen Zweck kann er Mittel aus
der eidgenössischen Versicherung heranziehen.

II
Artikel 12bls Absatz 9 der Bundesverfassung wird wie folgt geändert:
9 Von den Reineinnahmen des Bundes aus der fiskalischen Belastung gebrannter

Wasser erhalten die Kantone die Hälfte, die im Verhältnis der Wohnbevölkerung un-
ter sie zu verteilen ist; von seinem Anteil hat jeder Kanton wenigstens 10 Prozent zur
Bekämpfung des Alkoholismus in seinen Ursachen und Wirkungen zu verwenden.
Die andere Hälfte der Reineinnahmen ist gemäss Artikel 34Q™iter Absatz 2 Buch-
stabe b zu verwenden.

III
Artikel 41^ Absatz l Buchstabe c der Bundesverfassung wird wie folgt geändert:
1 Der Bund ist befugt, die folgenden Steuern zu erheben:

c. Steuern auf dem rohen und verarbeiteten Tabak sowie auf ändern Stoffen und
daraus hergestellten Erzeugnissen, die wie roher und verarbeiteter Tabak verwen-
det werden.

IV
Die Übergangsbestimmungen der Bundesverfassung werden durch folgenden Arti-

kel 11 ergänzt:
1 Solange die Leistungen der eidgenössischen Versicherung den Existenzbedarf im

Sinne von Artikel 34auater Absatz 2 nicht decken, richtet der Bund den Kantonen Bei-
träge an die Finanzierung von Ergänzungsleistungen aus. Er kann für diesen Zweck
die Einnahmen aus den Steuern verwenden, die zur Finanzierung der eidgenössischen
Versicherung bestimmt sind. Bei der Berechnung des höchstzulässigen Beitrages der
öffentlichen Hand gemäss Artikel 34<inllter Absatz 2 Buchstabe b und c sind die Aufwen-
dungen des Bundes und der Kantone für Ergänzungsleistungen voll zu berücksichtigen.

2 Die Versicherten, die zur Eintrittsgeneration der obligatorischen beruflichen
Vorsorge gemäss Artikel 34«UIlter Absatz 3 gehören, sollen je nach der Höhe ihres Ein-
kommens nach 10 bis 20 Jahren seit Inkrafttreten des entsprechenden Gesetzes in den
Genuss des gesetzlich vorgeschriebenen Mindestschutzes gelangen. Das Gesetz be-
stimmt den Kreis der Personen, die zur Eintrittsgeneration gehören, und legt die wäh-
rend der Übergangszeit zu gewährenden Mindestleistungen fest; es trägt durch Son-
dervorschriften den Verhältnissen derjenigen Versicherten Rechnung, für die ein
Arbeitgeber vor Inkrafttreten des Gesetzes Vorsorgernassnahmen getroffen hatte.
Die Beiträge zur Deckung der Leistungen haben spätestens nach fünf Jahren die volle
Höhe zu erreichen,

Art. 3

Die Bundesversammlung empfiehlt dem Volk und den Ständen, das
Volksbegehren zu verwerfen und diesen Gegenentwurf anzunehmen.

Art. 4

Der Bundesrat wird mit dem Vollzug beauftragt.
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Also beschlossen vom Nationalrat

Bern, den 30. Juni 1972

Der Präsident: Vontobel

Der Protokollführer: Hufschmid

Also beschlossen vorn Ständerat

Bern, den 30. Juni 1972

Der Präsident : Bolla

Der Protokollführer: Sauvant

Der Schweizerische Bundesrat beschliesst:

Veröffentlichung des vorstehenden Bundesbeschlusses im Bundesblatt.

Bern, den 30. Juni 1972

Im Auftrag des Schweizerischen Bundesrates

Der Bundeskanzler:
Huber
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